
Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter der 
Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 

Am 19. und 20. Oktober 2024 ist der ärztliche Bereitschaftsdienst (Not-
falldienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt und Frauenarzt) für das 
gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altlandkreis Kempten unter der 
neuen Nummer 116117 zu erreichen.

Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst 
im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist zu erreichen für den 19. und 20. Oktober 2024 
unter Telefon 08321/4247. Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 und 
von 18.00 bis 19.00 Uhr. Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kempten 
ist in der Kemptener Ausgabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, wo, 
wer, wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst  
der Apotheken

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach, Oberstdorf,  
Fischen, Bad Hindelang::
am 19. Oktober 2024: Bahnhof-Apotheke, Sonthofen, 
Bahnhofstraße 20, Telefon 08321/2843
am 20. Oktober 2024: Apotheke im Färberhaus, Fischen, 
Hauptstraße 4, Telefon 08326/385740

Oberstaufen:
am 19. Oktober 2024: St. Ulrich-Apotheke, Lindenberg, 
Hauptstraße 61, Telefon 08381/1452
am 20. Oktober 2024: Post-Apotheke, Weiler-Simmerberg, 
Bahnhofstraße 9, Telefon 08387/8383 

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 19. Oktober 2024: Hof- und Residenz-Apotheke, 
Poststr. 16, Telefon 0831/22767
am 20. Oktober 2024: Iller-Apotheke, 
Ludwigstr. 73, Telefon 564660

Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen in 
Anspruch zu nehmen!

Bekanntmachung zur Umstellung des Amtsblatts 

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Aufgrund von Art. 17 Abs. 3 des Gesetzes über die Digitalisierung 
im Freistaat Bayern (Bayerisches Digitalgesetz – BayDiG) vom 22. 
Juli 2022 (GVBl. S. 374, BayRS 206-1-D), das zuletzt durch Art. 
10 des Gesetzes vom 21. Juni 2024 (GVBl. S. 114) geändert worden 
ist, in Verbindung mit der Bayerischen Verordnung zur Ausführung 
kommunalrechtlicher Vorschriften (BayKommV) vom 19. Januar 
1983 (GVBl. S. 14, BayRS 2020-1-1-2-I), die durch Verordnung 
vom 10. Dezember 2023 (GVBl. S. 655) geändert worden ist, macht 
das Landratsamt Oberallgäu bekannt:

1.  Das amtliche Verkündungsblatt des Landkreises Oberallgäu ist 
dessen regelmäßig erscheinendes Amtsblatt. Es wird auf der 
Internetseite des Landratsamts Oberallgäu unter www.oberall-
gaeu.org/amtsblatt ausschließlich digital veröffentlicht und dort 
dauerhaft abrufbar gehalten. Bei der Poststelle des Landratsamts 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 
E.09 ist, ein Ausdruck zur Einsicht für jeden auf Dauer bereitzu-
halten und aufzubewahren. Das Landratsamt Oberallgäu gilt als 
die Veröffentlichung veranlassende Stelle im Sinne des Art. 17 
Abs. 3 des Bayerischen Digitalgesetzes. Dort erfolgt auch eine 
Niederlegung, die digital im Amtsblatt bekannt gegeben wird.

2. Diese Bekanntmachung tritt am 01.11.2024 in Kraft.

Sonthofen, den 25.09.2024,

gez. Indra Baier-Müller, Landrätin 282

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 07.10.2024, (Bpl.Nr. 
0661/24), eine Pistenbaumaßnahme im Zufahrtsbereich zum Zwischen-
einstieg Fellhornbahn in Oberstdorf, (Fl.Nr. 3662), Gemarkung Oberst-
dorf, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Stefan Imhof

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer S 2.37, 
und beim Markt Oberstdorf, Prinzregenten-Platz 1, 87561 Oberstdorf 
,eingesehen werden.
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 08.10.2024, (Bpl.
Nr. 0560/24), die Erweiterung der bestehenden Alphütte „Doismen“ um 
einen Stallanbau Wengen-Alpe in Bad Hindelang, (Fl.Nr. 4761, 4761/2), 
Gemarkung Hindelang, bauaufsichtlich genehmigt.

Amtsblatt für den Landkreis       Oberallgäu
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Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr

Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00-12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321 / 612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. (08321) 612-211

„Gemeindeschlüssel“ Gemeinde „Grundsteuer A v. H.“ „Grundsteuer B v. H.“ „Gewerbesteuer v.H.“

9780112 Altusried 320 375 330

9780113 Balderschwang 400 400 400

9780114 Betzigau 330 370 330

9780115 Blaichach 330 410 400

9780116 Bolsterlang 330 350 380

9780117 Buchenberg 410 410 380

9780118 Burgberg i.Allgäu 350 430 380

9780119 Dietmannsried 350 370 330

9780120 Durach 400 410 365

9780121 Fischen i.Allgäu 300 360 380

9780122 Haldenwang 350 350 350

9780123 Bad Hindelang 300 430 360

9780124 Immenstadt i.Allgäu 380 535 380

9780125 Lauben 380 380 380

9780127 Missen-Wilhams 375 375 375

9780128 Oy-Mittelberg 380 380 360

9780131 Obermaiselstein 330 380 380

9780132 Oberstaufen 320 420 360

9780133 Oberstdorf 300 450 390

9780134 Ofterschwang 330 350 330

9780137 Rettenberg 420 400 380

9780139 Sonthofen 400 440 380

9780140 Sulzberg 300 300 320

9780143 Waltenhofen 385 385 350

9780144 Weitnau 410 420 360

9780145 Wertach 400 410 380

9780146 Wiggensbach 380 380 310

9780147 Wildpoldsried 350 350 350

Hebesätze der Gemeinden im Jahr 2024
Das Landratsamt Oberallgäu gibt nachstehend die Realsteuerhebesätze der kreisangehörigen Gemeinden  des Landkreises für das Haushaltsjahr 2024

(Nachrichtlich: Der Landkreis Oberallgäu erhebt für die gemeindefreien Gebiete die Grundsteuer A mit einem Hebesatz von 400 %). 275

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Stefan Imhof

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 2.37, und 
bei dem Markt Bad Hindelang, Marktstraße 9, 87541 Bad Hindelang, 
eingesehen werden.
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 30.09.2024,  (Bpl.
Nr. 0346/24) den Anbau zur Wohnraumerweiterung der Wohnung 1 Im 
Dorf 25 a in Oberstaufen, (Fl.Nr. 804/6), Gemarkung Aach i.Allgäu), 
bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Diana Riederer

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 2.37, 
und bei der Gemeinde Oberstaufen, Schloßstraße 8, 87534 Oberstaufen 
eingesehen werden.
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Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 02.10.2024, (Bpl.
Nr. 0872/23T), die Erweiterung des Erdgeschosses mit Dachterrasse, 
Einbau eines Geräteschuppens in den bestehenden Carport; 1. Tektur 
vom 14.05.24 – Erweiterung des Erdgeschosses im Bereich des Hausein-
gangs und des Wohnzimmers in Blaichach, (Fl.Nr. 68/36), Gemarkung 
Blaichach, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekannt-
gabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift-
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:
Die Einlegung des Rechtsbehelfs ist schriftlich, zur Niederschrift oder 
elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form mög-
lich. Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informa-
tionen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de). 

Der in § 55d VwGO genannte Personenkreis muss Klagen grundsätzlich 
elektronisch einreichen. 

Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerich-
ten infolge der Klageerhebung eine Verwaltungsgebühr fällig. 

gez.: Diana Riederer

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Landratsamtes 
Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer S.2.37, und 
bei der Gemeinde Blaichach, Kirchplatz 3, 87544 Blaichach, eingesehen 
werden.

Diana Riederer 276

Öffentliche Zustellung

Sonthofen, 09.10.2024, 142-SF-Gah, Landkreis Oberallgäu Bürgerservice, 
Gah, Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05, Telefon: 08321/612-
900, Telefax: 08321/612-350, E-Mail: buergerservice@lra-oa.bayern.de

Zulassungsrecht;
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung für Maurizio Magurno, 
zuletzt wohnhaft in: Rohrmooser Str. 1, 87561 Oberstdorf, Fahrgestellnum-
mer: 2FMTK4A31LBA21297, amtl. Kennz.: OA-MA5583

Öffentliche Zustellung des Eingriffsverwaltungsbescheids vom 09.10.2024, 
142-SF/Gah/OA-MA5583, gemäß Art. 41 BayVwVfG i. V. m. Art. 15 Abs. 1  
Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 VwZVG

Der derzeitige Aufenthaltsort der vorgenannten Empfängerin ist unbekannt.

Zustellungsversuche des o.g. Bescheids durch die Post blieben unter der 
angegebenen Anschrift erfolglos ebenso anschließende Ermittlungen über 
den aktuellen Aufenthalt.

Das o.g. Schriftstück wird daher gemäß Art. 15 VwZVG öffentlich zuge-
stellt.

Der Bescheid vom 09.10.2024, 142-SF/Gah/OA-MA5583, liegt bei der 
Zulassungsstelle des Landratsamtes Oberallgäu, Oberallgäuer Platz 2, 
87527 Sonthofen, Zi. E.05, während der Dienststunden zur Abholung durch 
die Betroffene auf.

Es erfolgt der besondere Hinweis, dass durch die öffentliche Zustellung Fri-
sten (z.B. Rechtsbehelfsfrist) in Gang gesetzt werden können, nach deren 
Ablauf Rechtsverluste drohen können (vgl. Art. 15 Abs.2 Satz 3 VwZVG).

Der Bescheid gilt nach Art. 15 Abs. 2 Satz 6 VwZVG als öffentlich zuge-
stellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung zwei 
Wochen vergangen sind.

gez.: Gah, VA 277

Bekanntmachung der Gemeinde Burgberg i. Allgäu

Satzung
über die Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 6, Gartenstraße

vom 04.12.1976

Aufgrund von § 1 Abs. 8, § 10 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 
394) geändert worden ist, Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch die §§ 2, 3 des 
Gesetzes vom 24. Juli 2023 (GVBl. S. 385, 586) geändert worden ist, 
erlässt die Gemeinde Burgberg i. Allgäu folgende 

Satzung:

§ 1 Aufhebung der Satzung
Der Bebauungsplan Nr. 6, Gartenstraße, vom 04.12.1976 wird aufge-
hoben.

§ 2 Inkrafttreten
Die Satzung tritt mit der ortsüblichen Bekanntmachung in Kraft.

Burgberg i. Allgäu, den 17.09.2024

GEMEINDE BURGBERG I. ALLGÄU

gez. André Eckardt, Erster Bürgermeister 278

Bekanntmachung der Gemeinde Burgberg i. Allgäu

Satzung zur ersten Änderung
der Satzung für die Erhebung eines Kurbeitrages  

(Kurbeitragssatzung – KBS)
vom 08. Oktober 2024

Aufgrund von Art. 7 des Bayerischen Kommunalabgabengesetzes (KAG) 
erlässt die Gemeinde Burgberg i.Allgäu folgende Satzung:

§ 1 Änderung der Satzung
§ 1 Beitragspflicht erhält folgende Fassung:

(1)  Personen, die sich zu Kur- und Erholungszwecken im Kurgebiet der 
Gemeinde aufhalten, ohne dort ihre Hauptwohnung im Sinne des 
Melderechtes zu haben und denen die Möglichkeit zur Benutzung der 
Kur- und Erholungseinrichtungen und zur Teilnahme an Veranstal-
tungen geboten wird, sind verpflichtet, einen Kurbeitrag zu entrichten 
(Beitragspflichtige). Diese Verpflichtung ist nicht davon abhängig, ob 
und in welchem Umfang Einrichtungen, die Kur- und Erholungszwe-
cken dienen, tatsächlich in Anspruch genommen werden. 

(2)  Absatz 1 gilt auch für Einrichtungen und Veranstaltungen außerhalb 
des Gemeindegebiets, sofern der regionale Bezug eine regelmäßige 
Inanspruchnahme durch die Kurgäste der Gemeinde zu Kur- oder 
Erholungszwecken erwarten lässt. Zum Aufwand für Einrichtungen 
und Veranstaltungen zählt auch der Finanzierungsanteil am öffentli-
chen Personennahverkehr, der auf die Kurgäste entfällt. 

§ 4 Höhe des Kurbeitrages erhält in Abs. 2 folgende Fassung:

(2) Der Beitrag beträgt pro Aufenthaltstag: 
1. für Personen ab dem 17. Lebensjahr 3,20 €, 
2. für Personen vom 7. bis zum vollendeten 16. Lebensjahr 2,10 €, 
3. Kinder bis zum vollendeten 6. Lebensjahr sind kurbeitragsfrei. 

§ 7 Besondere Vorschriften für Zweitwohnungsbesitzer erhält in Abs. 2 
folgende Fassung:

(2) Der Jahresbeitrag beträgt ab Beginn des 17. Lebensjahres 128,00 €,
vom 7. bis zum vollendeten 16. Lebensjahr je 84,00 €.

§ 2 Inkrafttreten der Änderung
Diese Satzung tritt zum 01.12.2024 in Kraft. 

Burgberg i. Allgäu, den 08.10.2024

GEMEINDE BURGBERG I. ALLGÄU 

gez.: André Eckardt, Erster Bürgermeister 279 

Bekanntmachung
der Gemeinde Burgberg i. Allgäu

Bekanntmachung zur Veröffentlichung im Internet sowie zur öffent-
lichen Auslegung zur 1. Änderung und 1. Erweiterung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes „Feriendorf an der Sägemühle“

Der Gemeinderat der Gemeinde Burgberg i. Allgäu hat in seiner 
öffentlichen Sitzung am 07.10.2024 den Entwurf zur 1. Änderung 
und 1. Erweiterung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Feri-
endorf an der Sägemühle“ mit Begründung in der Fassung vom 
25.09.2024 gebilligt und für die Veröffentlichung im Internet gem. § 3 
Abs. 2 BauGB bestimmt. 

Gemäß § 13a BauGB wird die 1. Änderung und 1. Erweiterung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Feriendorf an der Sägemüh-
le“ im sog. beschleunigten Verfahren aufgestellt. Das Plangebiet liegt 
im Bereich nördlich der „Blaichacher Straße“ und südlich der „Rettenber-
ger Straße“ im Hauptort der Gemeinde Burgberg i. Allgäu und umfasst die 
Grundstücke mit den Fl. Nrn. 1, 2, 2/2, 2/5 (Teilfläche), 2/8 (Teilfläche), 
2/9, 2/40, 2/41, 2/43, 2/45, 2/46, 2/47, 2/48, 4 (Teilfläche), 4/2, 4/6, 9 
(Teilfläche) und 16/10 (Teilfläche). Der räumliche Geltungsbereich ist 
im abgebildeten Lageplan dargestellt.

Der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 25.09.2024 wird in der 
Zeit vom 23.10.2024 bis 25.11.2024 im Internet auf der Internetseite 
http://www.gemeinde-burgberg.de/rathaus-burgberg/bauleitplaene 
der Gemeinde Burgberg i. Allgäu veröffentlicht.

Zusätzlich als andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit liegt der 
Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 25.09.2024 in der Zeit 
vom 23.10.2024 bis 25.11.2024 im Rathaus der Gemeinde Burgberg i. 
Allgäu (Grüntenstraße 2, 87545 Burgberg i. Allgäu), erstes Oberge-
schoss, Bauamt, während der allgemeinen Öffnungszeiten zu jeder-
manns Einsicht öffentlich aus.

Hinweis: Die allgemeinen Öffnungszeiten sind:

Montag bis Freitag   08.00 Uhr bis 12.00 Uhr
Montag, Dienstag, Donnerstag 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Mittwoch   14.00 Uhr bis 17.00 Uhr
Beachten Sie bitte, dass das Rathaus während gesetzlicher Feiertage 
geschlossen ist.)

Ergänzend zur Veröffentlichung im Internet und zur öffentlichen Ausle-
gung kann der Entwurf mit Begründung in der Fassung vom 25.09.2024 
unter folgender Adresse im Internet eingesehen werden:

https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal

Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 wird von einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 
4 BauGB und einem Umweltbericht gem. § 2a Nr. 2 BauGB sowie der 
Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener 
Informationen verfügbar sind, sowie von einer zusammenfassenden 
Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB abgesehen. 
Eine Umweltverträglichkeits-Prüfung im Sinne des Gesetzes zur Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVPG) ist nicht erforderlich.
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Bekanntmachung 
der Stadt Sonthofen

Bekanntmachung der Genehmigung der 5. Änderung des Flächen-
nutzungsplans „Sondergebiet Schneelager, Wanderparkplatz, Lager-
fläche für Aushub und Hackschnitzel“

Mit dem Bescheid vom 10.09.2024, Nr. SG 21 – Läu/FNP hat das Land-
ratsamt Oberallgäu die 5. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt 
Sonthofen „Sondergebiet Schneelager, Wanderparkplatz, Lagerfläche für 
Aushub und Hackschnitzel“ genehmigt. Die Erteilung der Genehmigung 
wird hiermit gemäß § 6 Abs. 5 des Baugesetzbuchs (BauGB) ortsüblich 
bekanntgemacht. Mit dieser Bekanntmachung wird der Flächennutzungs-
plan wirksam. 
Jedermann kann den Flächennutzungsplan mit der Begründung sowie die 
zusammenfassende Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbe-
lange und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in 
dem Flächennutzungsplan berücksichtigt wurden, und aus welchen Grün-

den der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden 
anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde, bei der Stadt Sont-
hofen (Rathaus, Rathausplatz 1, 87527 Sonthofen) während der allgemei-
nen Öffnungszeiten einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

Die Öffnungszeiten sind:  

Montag und Mittwoch  08.00 – 12.00 Uhr
   13.30 – 17.00 Uhr
Dienstag   08.00 – 13.00 Uhr
Donnerstag und Freitag  08.00 – 12.00 Uhr

Ergänzend ist der Flächennutzungsplan auch im Internet auf der Home-
page der Stadt Sonthofen unter 
https://www.stadt-sonthofen.de/planen-und-bauen/bauleitplanung/
flaechennutzungsplan/
eingestellt sowie über das zentrale Landesportal für die Bauleitplanung 
Bayern 
https://geoportal.bayern.de/bauleitplanungsportal/ zugänglich gemacht.

Sonthofen, den 15. Oktober 2024
gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin

Einladung
zur 22. Sitzung des Kreisausschusses  

des Landkreises Oberallgäu
am Dienstag, den 22.10.2024, um 14.30 Uhr  

bis vorauss. 18.30 Uhr, 
im großen Sitzungssaal des Landratsamtes Oberallgäu  

in Sonthofen (1. OG), Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen 

Tagesordnung:

Öffentlicher Teil

 1.   Bekanntgaben
 2.    Erweiterung Gymnasien Kempten; Finanzielle Beteiligung 

des Landkreises – Sachstandsbericht
 3.    Klinikverbund Allgäu gGmbH – Satzungsänderung;  

Vorberatung
 4.    Interreg-Projekt ÖPNV Grenzenlos II –  

Oberstaufen-Bregenzerwald; Beschluss
 5.    ÖPNV Angebotskonzeption –  

mobil365, Bericht zum aktuellen Stand
 6.   Projekt Resiliente Region Oberallgäu; Bericht
 7.    Herausnahme einer Teilfläche aus dem Landschaftsschutz-

gebiet „Grünten“, Gemeinde Rettenberg; Vorberatung
 8.   Behandlung von Anträgen
 9.   Verschiedenes

Nicht öffentlicher Teil
…

gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin 283

Oberallgäu
Landkre is

BürgerService Zulassung
im Landratsamt Oberallgäu

Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2
Service-Telefon 08321/612-900

Telefax 08321/612-6767
buergerservice@lra-oa.bayern.de

in der gemeinsamen Zulassungsstelle 
von Landkreis und Stadt Kempten (Allgäu)

Kempten, Bahnhofstraße 80
Bürgerservice Zulassung und  
 Führerscheinstelle Kempten  

0831/2525-3400
Telefax 0831/2525-3450

buergerservice-zulassung@kempten.de

Im Internet:
 ▶  Wunschkennzeichen reservieren
 ▶  Feinstaubplakette bestellen
 ▶  Termin vereinbaren

www.buergerservice-zulassung.de

Erweiterte Öffnungszeiten:

Sonthofen Kempten

Mo. 7.30  - 17.00 h 7.30  - 12.00 u. 
13.00 - 17.00 h

Di. 7.30  - 13.00 h 7.30  - 13.00 h

Mi. / Do. 7.30  - 16.00 h 7.30  - 12.00 u. 
13.00 - 16.00 h

Fr. 7.30  - 12.30 h 7.30  - 12.30 h

Stellungnahmen können während der Dauer der Veröffentlichungsfrist 
abgegeben werden. Stellungnahmen sollen elektronisch übermittelt 
werden (bauamt@burgberg.de), können bei Bedarf aber auch auf 
anderem Weg abgegeben werden. Stellungnahmen, die nicht rechtzeitig 
abgegeben worden sind, können gem. § 3 Abs. 2 BauGB bzw. § 4a  
Abs. 5 BauGB bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unbe-
rücksichtigt bleiben. 

Parallel mit der Veröffentlichung findet die Einholung der Stellungnah-
men der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 
Abs. 2 BauGB auf Grund von § 4a Abs. 2 BauGB statt. 

Datenschutz: Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der 
Grundlage der Art.  6 Abs.  1 Buchst. e (DSGVO) i.V. mit § 3 BauGB und 
dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben 
abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung.

Burgberg i.Allgäu, den 11.10.2024

GEMEINDE BURGBERG I. ALLGÄU

gez.: André Eckardt, Erster Bürgermeister  280

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.
Unbeachtlich werden demnach
1.  eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 

der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und
2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Ver-

letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und 
des Flächennutzungsplans,

3.  nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Flächennutzungsplans schriftlich gegenüber der  
Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen.  
 

Sonthofen, 09.10.2024

STADT SONTHOFEN

gez.: Christian Wilhelm, Erster Bürgermeister 281

Das Landratsamt Oberallgäu erlässt gemäß § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) folgende

Anordnung:

Für die Ziffern I. – V. der Allgemeinverfügung Biber gemäß § 2 der 
artenschutzrechtlichen Ausnahmeverordnung vom 02.09.2024 des 
Landratsamts Oberallgäu, im Amtsblatt des Landkreises Oberallgäu 
am 11.09.2024, Nr. 38, bekanntgemacht, wird die sofortige Vollzie-
hung angeordnet.

Gründe: 

I. 
Das Landratsamt Oberallgäu hat am 02.09.2024 eine Allgemeinverfügung 
Biber gemäß § 2 der artenschutzrechtlichen Ausnahmeverordnung erlas-
sen und im Amtsblatt des Landkreises Oberallgäu am 11.09.2024, Nr. 38, 
bekanntgemacht. Für diese Allgemeinverfügung ordnet das Landratsamt 
Oberallgäu nun die sofortige Vollziehung an.

Der Allgemeinverfügung vom 02.09.2024 liegt folgender Sachverhalt 
zu Grunde:

In den letzten Jahren hat sich das Bibervorkommen im Landkreis Oberall-
gäu stark vermehrt, was bereits zu mehreren gefährlichen Situationen 
geführt hat. Im Jahr 2023 unterhöhlten Biber den Bahndamm an der 
Strecke Sonthofen – Oberstdorf bei Altstädten, wodurch die Standsicher-
heit erheblich beeinträchtigt wurde und die Strecke über Wochen gesperrt 
werden musste. Auch im Jahr 2024 waren weitere Sicherungsmaßnahmen 
erforderlich. Im Bereich der Trinkwasserversorgung des Zweckverbands 
Oberes Allgäu drangen Biber bereits 2020 in den Fassungsbereich der 
Brunnen ein, was das Risiko einer Verunreinigung erhöht. Im Jahr 2024 
ereignete sich ein Unfall, bei dem ein Traktor in eine Biberröhre ein-
brach. Darüber hinaus gefährden Biberbauten wiederholt die Sicherheit 
an Bundes-, Staats- und Kreisstraßen durch mögliche Überflutungen 
und Schäden an Straßendämmen. Auch erwerbswirtschaftlich genutzte 
Fischteichanlagen in Altusried, Wertach und Gunzesried haben bereits 
erhebliche Schäden erlitten oder sind akut bedroht.

II. 

1.  
Das Landratsamt Oberallgäu ist nach § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO), Art. 44 Abs. 2 Satz 1 Bayerisches 
Naturschutzgesetz (BayNatSchG) iVm. § 2 Abs. 3 AAV und § 1 Abs. 4  
Satz 1 der Verordnung über die Zuständigkeiten im Artenschutz (Art-
SchZustV) vom 11.08.2006 (GVBl. S. 719) sachlich und nach Art. 3 
Abs. 1 Nr. 4 Bayer. Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich 
für die Anordnung der sofortigen Vollziehung der Allgemeinverfügung 
Biber gemäß § 2 der artenschutzrechtlichen Ausnahmeverordnung vom 
02.09.2024 zuständig.

2.  
Die sofortige Vollziehbarkeit der Ziffern I. – V. der Allgemeinverfügung 
Biber gemäß § 2 der artenschutzrechtlichen Ausnahmeverordnung vom 
02.09.2024 des Landratsamts Oberallgäu, im Amtsblatt des Landkreises 
Oberallgäu am 11.09.2024, Nr. 38 bekanntgemacht, wird nach § 80 Abs. 2  
Satz 1 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) im überwiegenden 
öffentlichen Interesse angeordnet.

Die sofortige Vollziehung der Allgemeinverfügung liegt im öffentlichen 
Interesse, da erhebliche Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung durch die Aktivitäten des Bibers im Landkreis Oberallgäu 
bestehen. So besteht eine konkrete Gefährdung der Verkehrssicherheit. 
Die Bibervorkommen haben bereits erhebliche Schäden an der Verkehrs-
infrastruktur verursacht, insbesondere an Bahndämmen und Straßen. Ein 
besonders gravierendes Beispiel ist die Unterhöhlung des Bahndamms an 
der Strecke Sonthofen – Oberstdorf, die bereits 2023 zu einer wochenlan-
gen Streckensperrung führte. Derartige Situationen beeinträchtigen nicht 
nur den Zugverkehr erheblich, sondern können potenziell zu schweren 
Unfällen führen, wenn Dämme instabil werden oder komplett versagen. 
Laut einer Schätzung der Deutschen Bahn belaufen sich die Kosten für 
die Sanierung des betreffenden Abschnitts auf mehrere Millionen Euro.

Zudem ist die Standsicherheit von Bahndämmen direkt gefährdet, 
wenn Biberröhren und -bauten Bahndämme unterhöhlen. Dies kann das 
Ab sacken der Gleise zur Folge haben. Biberaktivitäten in der Nähe von 
Straßen haben wiederholt die Gefahr von Überschwemmungen oder das 
Eindringen von Wasser in Straßendämme verursacht. Diese Situationen 
können zum Verlust der Tragfähigkeit der Straßen und zu Unfällen führen. 
Die Dringlichkeit ergibt sich aus der Notwendigkeit, weitere schwere 
Schäden oder Unfälle zu verhindern. Jede Verzögerung könnte potentiell 
lebensbedrohlichen Situationen für Verkehrsteilnehmer verursachen.

Weiter besteht eine Gefährdung der Trinkwasserversorgung. Bereits im 
Herbst/Winter 2020 drang ein Biber in den Fassungsbereich der Trink-
wasserversorgung des Zweckverbands Fernwasserversorgung Oberes 
Allgäu ein. Biberröhren erstreckten sich bis in den Bereich der Trink-
wasserbrunnen. Diese Eingriffe in die Trinkwasserversorgung stellen ein 
erhebliches Gesundheitsrisiko dar, da die Gefahr der Kontaminierung von 
Trinkwasser besteht. Durch das Eindringen von Bibern in den Trinkwas-
serversorgungsbereich kann es zu einer Verschmutzung des Trinkwassers 
kommen, was die Gesundheit von ca. 200.000 Menschen direkt bedroht. 
Im Jahr 2022 wurden meterlange Tunnel und Löcher festgestellt, die eine 
Gefahr für die Integrität der Trinkwasseranlagen darstellen. Eine schnelle 
Handlungsweise ist hier notwendig, um eine Gefährdung der Bevölkerung 
durch verunreinigtes Trinkwasser zu verhindern.

Die in der Verfügung genannten Fischteichanlagen in Altusried, Wertach 
und Gunzesried sind erwerbswirtschaftlich genutzte Betriebe. Diese 
Unternehmen haben entweder bereits erhebliche Schäden durch Biber-
aktivitäten erlitten oder sind von solchen Schäden bedroht. Für die betrof-
fenen Betriebe können die Schäden durch Biber eine u.U. existenzielle 
Bedrohung darstellen. Eine Verzögerung von Schutzmaßnahmen oder 
Beseitigungen der Schäden kann zu erheblichen finanziellen Verlusten 
führen, die den Fortbestand der Betriebe gefährden. Bei Fischteichen oder 
Zuchtanlagen besteht die Gefahr, dass durch Biberschäden ganze Teiche 
entwässern, überfluten oder durch Sedimenteintrag verunreinigen und die 
Fischbestände vernichtet werden. Solche Schäden können oft nicht oder 
nur mit hohen Kosten repariert werden. Hier besteht eine Dringlichkeit, 
um z.T. irreversible wirtschaftliche Schäden zu vermeiden. So beliefen 
sich die Schadenshöhen an einer Fischteichanlage in Gunzesried im Jahr 
2022 auf circa 40.000 € und im Jahr 2023 auf circa 20.000 €.

Der Unfall im Jahr 2024, bei dem ein Traktor in eine Biberröhre einge-
brochen ist, zeigt, dass auch im landwirtschaftlichen Bereich erhebliche 
Gefahren bestehen. Biber können durch ihre Tunnel und Röhren massive 
Schäden an landwirtschaftlichen Flächen und Maschinen verursachen, 
was die Sicherheit der Landwirte gefährdet und eine Gefahr für deren 
Gesundheit darstellt.

Die Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass Biberaktivitäten 
fortschreitend sind und sich die Schäden in Umfang und Ausmaß 
vergrößern, wenn keine schnellen Maßnahmen ergriffen werden. Die 
Dringlichkeit ergibt sich aus der Notwendigkeit, präventiv zu handeln und 
eine Eskalation der Schäden zu verhindern. Ohne rasches Eingreifen wird 
die Biberpopulation weiter anwachsen und die Schäden an Infrastruktur, 
Trinkwasserversorgung und Wirtschaftsflächen weiter zunehmen. Ver-
zögerungen bei der Sanierung und Sicherung der betroffenen Bereiche 
könnten die Kosten und den Aufwand erheblich steigern.

Die sofortige Vollziehung ist damit im öffentlichen Interesse dringend 
geboten, um Gefahren für Leben und Gesundheit, die Sicherheit der 
Infrastruktur, die Trinkwasserversorgung sowie wirtschaftliche Schäden 
zu verhindern. Angesichts der akuten Bedrohung durch Biberschäden ist 
die Eilbedürftigkeit evident. Jede Verzögerung würde das Risiko schwer-
wiegender Unfälle und Schäden erhöhen, die weitreichende Folgen für die 
Bevölkerung und die betroffenen Wirtschaftsbereiche hätten.

Der Sofortvollzug ist auch verhältnismäßig, da das öffentliche Interesse 
an der Vermeidung von Gefahren für Leben und Gesundheit (Art. 2 GG), 
der Schutz der wirtschaftlichen Existenzgrundlagen betroffener Betriebe 

(Art. 12 GG, Art. 14 GG) sowie die Sicherstellung der öffentlichen 
Infrastruktur gegenüber den Auswirkungen der Biberschäden höher zu 
bewerten sind als der grundrechtliche Schutz des Tieres nach Art. 20a 
GG, der in diesem Fall aufgrund der dringlichen Gefahrenabwehr und 
der erheblichen wirtschaftlichen Schäden zurücktreten muss. Mildere 
Mittel als das Fangen und Töten der Biber werden nicht als ausreichend 
erachtet, da bisherige Schutzmaßnahmen wie Zäune oder Vergrämung 
nicht die notwendigen Erfolge gebracht haben, um die fortschreitenden 
Schäden an Infrastruktur, Trinkwasserversorgung und wirtschaftlichen 
Anlagen wirksam zu verhindern. Die hohen Schadenszahlen im Landkreis 
Oberallgäu und das hohe Schadenspotential zeigen, dass ein rasches und 
konsequentes Handeln unverzichtbar ist.

Sonthofen, 14.10.2024

gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin 284


